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Das Stadtgericht ist davon ausgegangen, daß Dr. Bahro In­
formationen sammelte, diese zur Veröffentlichung einem Ver­
lag in der Bundesrepublik Deutschland übermittelte und da­
durch Organisationen, Einrichtungen und Personen in ihrem 
Kampf gegen die Deutsche Demokratische Republik unter­
stützte.

Die Beurteilung des Handelns als Straftat gemäß § 98 Abs. 1 
StGB in der Fassung vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 1975 Nr. 3 
S. 14) ist aus mehreren Gründen unrichtig.

Der Tatbestand setzte voraus, daß ein Täter Nachrichten, 
die geeignet sind, die gegen die DDR oder andere friedlie­
bende Völker gerichtete Tätigkeit von Organisationen, Ein­
richtungen, Gruppen oder Personen zu unterstützen, für die­
selben sammelt oder ihnen übermittelt.

Die vom Stadtgericht dazu getroffenen Sachverhaltsfest­
stellungen tragen weder in objektiver noch in subjektiver 
Hinsicht die vorgenommene rechtliche Beurteilung.

In der Entscheidung werden zahlreiche Sachkomiplexe an­
einandergereiht, wie z. B. die Planungsaufgaben und -Prinzi­
pien, Probleme und Schwächen der Arbeitsorganisation, Stel­
lung und Funktion des sozialistischen Wettbewerbs im System 
der Gesamtproduktion sowie Ziel und Inhalt der Bildungs­
und Qualifikationsprozesse. Darauf sollen sich die Informa­
tionen bezogen haben, ohne sie im einzelnen zu nennen. Eine 
solche bloße Aufzählung widerspricht rechtsstaatlichen Prin­
zipien der Beweisführung. Sie durfte nicht zur Begründung 
der Tatbestandsmäßigkeit gemäß § 98 Abs. 1 StGB führen.

Darüber hinaus blieb unbeachtet, daß Dr. Bahro die Infor­
mationen nicht für die in § 98 StGB genannten Empfänger 
gesammelt bzw. an diese gegeben hat. Es war fehlerhaft, die 
im Urteil genannten Publikationsorgane oder deren Vertreter 
mit Einrichtungen, Organisationen u. dgl. im Sinne des ge­
nannten Tatbestands im Ergebnis mit der Begründung gleich­
zusetzen, daß dieselben auf Grund der Veröffentlichung Zu­
gang zu diesen Informationen erlangen. Insoweit beruht die 
Beweisführung des Stadtgerichts auf Darlegungen von Sach­
verständigen, obwohl zwischen den von ihnen im Gutachten 
beschriebenen Strukturen und Beziehungen von Medien bzw. 
Medienvertretern einerseits und den Nachrichtendiensten der 
BRD andererseits kein für die rechtliche Beurteilung des vor­
liegenden Sachverhalts erkennbarer Zusammenhang bestand.

Die Aufzeichnungen wurden ferner dahingehend beurteilt, 
daß Dr. Bahro den Nachweis eines „generell fehlerhaften und 
deshalb nicht existenzberechtigten real existierenden Sozialis­
mus“ führen wollte. Damit seien seine wahren oder teilweise 
wahren Informationen geeignet gewesen, wirtschaftsschädi­
gende Maßnahmen gegnerischer Stellen oder Personen zu un­
terstützen. Das treffe, wie es im Urteil heißt, „insbesondere 
auf jene Nachrichten zu, die als Tatsachen aufgemacht, den 
Anschein von Authentizität erwecken bzw. erwecken sollen 
und die dazu bestimmt und geeignet sind, gerade in dieser 
Form von Personen, Organisationen oder Einrichtungen zur 
Realisierung ihrer Feindtätigkeit gegen die DDR oder andere 
sozialistische Staaten übernommen zu werden“.

Diese Argumentation, die bereits in sich widersprüchlich 
ist, geht fehlerhaft davon aus, daß eine Person, die Fakten 
über bestehende Mängel, Fehler oder ungelöste Probleme — 
auf welchem Gebiet des staatlichen oder gesellschaftlichen Le­
bens auch immer — der Öffentlichkeit bekanntmacht oder be­
kanntmachen will, denjenigen hilft, die gegen die DDR tätig 
sind. Das führt zu einer Kriminalisierung jeder in der Öf­
fentlichkeit geäußerten Kritik an politischen, staatlichen und 
anderen Maßnahmen. Mit dieser Konsequenz haben das Stadt­
gericht und der 1. Strafsenat des Obersten Gerichts in den vor­
liegenden Entscheidungen öffentlich geäußerte Kritiken straf­
rechtlich geahndet. Eine solche Auffassung widerspricht je­
doch Art. 27 Abs. 1 der Verfassung der DDR.

Dasselbe trifft auch dann zu, wenn — wie es das Stadtge­
richt getan hat — von einer tendenziösen Verarbeitung von In­
formationen ausgegangen wird. Der Einschätzung des Stadt­
gerichts, daß Dr. Bahro bestimmte Fakten „als Tatsachen auf­
gemacht“ habe, um den „Anschein von Authentizität“ zu er­
wecken, ist nicht zuzustimmen. Die in der Hauptverhandlung 
erster Instanz getroffenen Feststellungen ergeben dafür keine

Anhaltspunkte. Selbst wenn eine tendenziöse Verarbeitung 
erfolgt wäre, liegt keine Straftat gemäß § 98 StGB vor.

Generell ist zu dieser Problematik festzustellen: Informa­
tionen, die vom Empfänger vor einer Weitergabe dahingehend 
verändert werden, daß dessen subjektive Auffassungen Ein­
gang finden, wodurch der ursprüngliche Inhalt nicht mehr er­
kennbar ist, stellen keine Nachrichten im Sinne des genannten 
Tatbestands dar.

Auf der Grundlage dieser Rechtsauffassung erübrigt sich 
eine Auseinandersetzung mit der rechtlichen Beurteilung des 
Stadtgerichts, die den Versuch der Übermittlung von Nach­
richten gemäß § 98 Abs. 2 StGB betrifft. Es handelt sich dabei 
um die Übermittlung des Materials, das nicht veröffentlicht 
worden ist.

Der Vertreter des Generalstaatsanwalts der DDR hat im 
Zusammenhang mit der Entscheidung über die Tatbestands- 
mäßigkeit von § 98 StGB angeregt, dazu Stellung zu nehmen, 
inwieweit diese Strafrechtsnorm international anerkannten 
Grundsätzen und der Rechtsstaatlichkeit entsprach. Prinzipiell 
steht eine solche Feststellung nur einem Verfassungsgericht 
zu. Nach Auffassung des Präsidiums unterliegt es aber keinem 
Zweifel, daß diese Rechtsnorm — wie eine Reihe weiterer Tat­
bestände des geltenden Strafrechts — dazu mißbraucht wurde, 
politisch Andersdenkende strafrechtlich zu verfolgen, wie dies 
die Verurteilung von Dr. Rudolf Bahro zeigt.

Der strafrechtliche Vorwurf des Geheimnisverrats gemäß 
§ 245 Abs. 1 StGB betrifft vorsätzliches Verschweigen, daß sich 
Ausfertigungen eines zur WS erklärten Anhangs zu seiner 
Dissertation im Besitz von neun hierzu nicht befugten Per­
sonen befanden. Er habe verhindert, diese geheimzuhaltenden 
Dokumente zu sichern, so daß ihr Inhalt für diese und andere 
unbefugte Personen weiterhin zugänglich war. Nach den Ur­
teilsfeststellungen handelte es sich um einen Anhang zur Dis­
sertationsschrift mit den Protokollen über 48 Gespräche.

Nachdem Dr. Bahro 1975 seine Arbeit eingereicht hatte, 
wurde ihm durch die Hochschule am 23. Oktober 1975 der ge­
nannte Bescheid mitgeteilt, der die Belehrung und Verpflich­
tung einschloß, nur berechtigten Personen Zugriff zu derar­
tigen Materialien zu gewähren. Tatsächlich hatte er jedoch 
diese Protokolle bereits zuvor seinen Bekannten übergeben. 
Es trifft entgegen den Feststellungen des Stadtgerichts nicht 
zu, daß Dr. Bahro gegenüber der Hochschule diesen Umstand 
verschwiegen hat. Im Urteil ist auch nicht ausgeführt worden, 
um welchen Personenkreis es sich handelt; die Personen wer­
den namentlich nicht genannt. Wie der Stellungnahme der 
Hochschule, die Gegenstand der Beweisaufnahme war, zu 
entnehmen ist, sollte das Material zur Signierung als WS 
vorgelegt werden.

Die Verpflichtung von Dr. Bahro beinhaltet insofern ledig­
lich, über die im nachhinein mit einem Geheimhaltungsgrad 
versehenen Informationen zu schweigen, sofern keine anders­
lautende Erklärung der Hochschule gegeben wird. Was er zu­
vor bereits dritten Personen zugänglich gemacht hatte, konnte 
daher nicht rückwirkend als Verrat von Geheimnissen be­
trachtet werden. Eine andere Rechtspflicht zum Handeln, etwa 
zur Rückforderung des Materials oder gar zur Belehrung Drit­
ter über die Entscheidung der Hochschule, war weder Gegen­
stand der Anklage, noch hätte sie strafrechtliche Konsequen­
zen im Sinne des Geheimnisverrats zur Folge haben können.

Deshalb ist dem Kassationsantrag zuzustimmen, daß 
Dr. Bahro nicht wegen einer Straftat gemäß § 245 Abs. 1 StGB 
verurteilt werden durfte. Die dafür maßgeblichen Gesichts­
punkte weichen jedoch — übereinstimmend mit der Verteidi­
gung — aus den genannten Gründen von denen des Antrag­
stellers und des Vertreters des Generalstaatsanwalts der DDR 
ab.

Auf den Kassationsantrag, dem der Vertreter des General­
staatsanwalts der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Verteidiger zustimmten, waren das Urteil des Stadtge­
richts und der diese Entscheidung bestätigende Beschluß des 
1. Strafsenats des Obersten Gerichts der Deutschen Demokrati­
schen Republik aufzuheben und Dr. Rudolf Bahro gemäß 
§§ 244, 322 Abs. 1 Ziff. 3 StPO freizusprechen.

Die Auslagenentscheidung beruht auf § 366 Abs. 2 StPO.


